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Änderungen durch den RefE zur Umsetzung der Richtlinie 
Terrorismusbekämpfung und zur Anpassung des Strafrahmens bei 

geheimdienstlicher Agententätigkeit 

 

§ 5 StGB-alt § 5 StGB-neu 

Auslandstaten mit besonderem 
Inlandsbezug 

Auslandstaten mit besonderem 
Inlandsbezug 

Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig 
vom Recht des Tatorts, für folgende Taten, 
die im Ausland begangen werden: 

(…) 

Das deutsche Strafrecht gilt, unabhängig 
vom Recht des Tatorts, für folgende Taten, 
die im Ausland begangen werden: 

(…) 

3. Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates 

3. Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates 

a) 

in den Fällen des § 86 Absatz 1 und 2, 
wenn Propagandamittel im Inland 
wahrnehmbar verbreitet oder der 
inländischen Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden und der Täter Deutscher 
ist oder seine Lebensgrundlage im Inland 
hat 

a) 

in den Fällen des § 86 Absatz 1 und 2, 
wenn Propagandamittel im Inland 
wahrnehmbar verbreitet oder der 
inländischen Öffentlichkeit zugänglich 
gemacht werden und der Täter Deutscher 
ist oder seine Lebensgrundlage im Inland 
hat 

b) 

in den Fällen des § 86a Absatz 1 Nummer 
1, wenn ein Kennzeichen im Inland 
wahrnehmbar verbreitet oder in einer der 
inländischen Öffentlichkeit zugänglichen 
Weise oder in einem im Inland 
wahrnehmbar verbreiteten Inhalt (§ 11 
Absatz 3) verwendet wird und der Täter 
Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage 
im Inland hat, 

b) 

in den Fällen des § 86a Absatz 1 Nummer 
1, wenn ein Kennzeichen im Inland 
wahrnehmbar verbreitet oder in einer der 
inländischen Öffentlichkeit zugänglichen 
Weise oder in einem im Inland 
wahrnehmbar verbreiteten Inhalt (§ 11 
Absatz 3) verwendet wird und der Täter 
Deutscher ist oder seine Lebensgrundlage 
im Inland hat, 

c) 

in den Fällen der §§ 89, 90a Abs. 1 und des 
§ 90b, wenn der Täter Deutscher ist und 
seine Lebensgrundlage im räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, und 

c) 

in den Fällen der §§ 89, 90a Abs. 1 und des 
§ 90b, wenn der Täter Deutscher ist und 
seine Lebensgrundlage im räumlichen 
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat, und 

 d) 

in Fällen des § 89a Absatz 1 Satz 2, wenn 
die Tat in einem der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union begangen wird, 
oder diese außerhalb der Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union durch oder 
gegen einen Deutschen oder durch 
einen Ausländer mit Lebensgrundlage 
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im Inland begangen wird oder der Täter 
im Inland betroffen und, obwohl das 
Auslieferungsgesetz seine Auslieferung 
nach der Art der Tat zuließe, nicht 
ausgeliefert wird, weil ein 
Auslieferungsersuchen innerhalb an-
gemessener Frist nicht gestellt oder 
abgelehnt wird oder die Auslieferung 
nicht ausführbar ist, und 

d) 

in den Fällen der §§ 90 und 90a Abs. 2; 

d) e) 

in den Fällen der §§ 90 und 90a Abs. 2; 

(…) (…) 

 

§ 76a StGB-alt § 76a StGB-neu 

Selbständige Einziehung Selbständige Einziehung 

(…) (…) 

(4) Ein wegen des Verdachts einer in Satz 3 
genannten Straftat sichergestellter 
Gegenstand sowie daraus gezogene 
Nutzungen sollen auch dann selbständig 
eingezogen werden, wenn der Gegenstand 
aus einer rechtswidrigen Tat herrührt und 
der von der Sicherstellung Betroffene nicht 
wegen der ihr zugrundeliegenden Straftat 
verfolgt oder verurteilt werden kann. Wird 
die Einziehung eines Gegenstandes 
angeordnet, so geht das Eigentum an der 
Sache oder das Recht mit der Rechtskraft 
der Entscheidung auf den Staat über; § 75 
Absatz 3 gilt entsprechend. Straftaten im 
Sinne des Satzes 1 sind 

 

(4) Ein wegen des Verdachts einer in Satz 3 
genannten Straftat sichergestellter 
Gegenstand sowie daraus gezogene 
Nutzungen sollen auch dann selbständig 
eingezogen werden, wenn der Gegenstand 
aus einer rechtswidrigen Tat herrührt und 
der von der Sicherstellung Betroffene nicht 
wegen der ihr zugrundeliegenden Straftat 
verfolgt oder verurteilt werden kann. Wird 
die Einziehung eines Gegenstandes 
angeordnet, so geht das Eigentum an der 
Sache oder das Recht mit der Rechtskraft 
der Entscheidung auf den Staat über; § 75 
Absatz 3 gilt entsprechend. Straftaten im 
Sinne des Satzes 1 sind 

 

1. 

aus diesem Gesetz: 

 

1. 

aus diesem Gesetz: 

 

a) 

Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat nach § 89a 
und Terrorismusfinanzierung nach § 89c 
Absatz 1 bis 4, 

 

a) 

Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat 
terroristischen Straftat nach § 89a und 
Terrorismusfinanzierung nach § 89c Absatz 
1 bis 4 und 8, 
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(…) (…) 



 

4 
 

§ 89a StGB-alt § 89a StGB-neu 

Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat 

Vorbereitung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat 

terroristischen Straftat; Versuch der 
Anstiftung und Androhung 
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(1) Wer eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat vorbereitet, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren bestraft. Eine schwere 
staatsgefährdende Gewalttat ist eine 
Straftat gegen das Leben in den Fällen des 
§ 211 oder des § 212 oder gegen die 
persönliche Freiheit in den Fällen des § 
239a oder des § 239b, die nach den 
Umständen bestimmt und geeignet ist, den 
Bestand oder die Sicherheit eines Staates 
oder einer internationalen Organisation zu 
beeinträchtigen oder 
Verfassungsgrundsätze der 
Bundesrepublik Deutschland zu beseitigen, 
außer Geltung zu setzen oder zu 
untergraben. 

(1) Wer eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat terroristische Straftat in den 
Fällen der Nummern 1 bis 8 vorbereitet 
und dabei fest entschlossen ist, diese 
terroristische Straftat zu begehen, wird 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu zehn Jahren bestraft.  

Eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat ist eine Straftat gegen das 
Leben in den Fällen des § 211 oder des 
§ 212 oder gegen die persönliche 
Freiheit in den Fällen des § 239a oder 
des § 239b,  

Terroristische Straftaten sind 

1. Mord (§ 211), Totschlag (§ 212), 
Völkermord (§ 6 des 
Völkerstrafgesetzbuches), Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (§ 7 des 
Völkerstrafgesetzbuches) und 
Kriegsverbrechen (§§ 8 bis 12 des 
Völkerstrafgesetzbuches), 

2. Körperverletzungen nach § 224 und 
Körperverletzungen, die einem anderen 
Menschen schwere körperliche oder 
seelische Schäden, insbesondere der in 
§ 226 bezeichneten Art, zufügen, 

3. erpresserischer Menschenraub (§ 
239a) und Geiselnahme (§ 239b), 

4. Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a und gemeingefährliche Straftaten 
in den Fällen der §§ 306 bis 306c und 
307 Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 
bis 4, des § 309 Absatz 1 bis 5, der §§ 
313, 314 und 315 Absatz 1, 3 und 4, des 
§ 316b Absatz und 3 und des § 316c 
Absatz 1 bis 3 und des § 317 Absatz 1, 

5. Straftaten gegen die Umwelt in den 
Fällen des § 330a Absatz 1 bis 3, 

6. Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, § 
20 Absatz 1 und 2, § 20a Absatz 1 bis 3, 
§ 19 Absatz 2 Nummer 2 und Absatz 3 
Nummer 2, § 20 Absatz 1 und 2 und 
§ 20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in 
Verbindung mit § 21, und nach § 22a 
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen, 

7. Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 
und § 52 Absatz 1, 3, 5 und 6 des 
Waffengesetzes, 
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8. Straftaten nach § 310 Absatz 1 und 2 
und § 328 Absatz 1 und 2, 

9. die Androhung, eine in den Nummern 
1 bis 8 bezeichnete Tat zu begehen, 

die nach den Umständen bestimmt und 
geeignet ist, den Bestand oder die 
Sicherheit eines Staates oder einer 
internationalen Organisation zu 
beeinträchtigen oder 
Verfassungsgrundsätze der 
Bundesrepublik Deutschland zu 
beseitigen, außer Geltung zu setzen 
oder zu untergraben. wenn die Tat 
bestimmt ist, die Bevölkerung auf 
erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt 
oder durch Drohung mit Gewalt zu 
nötigen oder die politischen, 
verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates oder 
einer internationalen Organisation zu 
beseitigen oder erheblich zu 
beeinträchtigen, und durch die Art ihrer 
Begehung oder ihre Auswirkungen 
einen Staat oder eine internationale 
Organisation erheblich schädigen kann. 

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn der 
Täter eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat vorbereitet, indem er  

(2) Absatz 1 ist nur anzuwenden, wenn der 
Täter eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat terroristische Straftat 
vorbereitet, indem er 

1. eine andere Person unterweist oder 
sich unterweisen lässt in der 
Herstellung von oder im Umgang mit 
Schusswaffen, Sprengstoffen, Spreng- 
oder Brandvorrichtungen, Kernbrenn- 
oder sonstigen radioaktiven Stoffen, 
Stoffen, die Gift enthalten oder 
hervorbringen können, anderen 
gesundheitsschädlichen Stoffen, zur 
Ausführung der Tat erforderlichen 
besonderen Vorrichtungen oder in 
sonstigen Fertigkeiten, die der 
Begehung einer der in Absatz 1 
genannten Straftaten dienen, 

1. eine andere Person unterweist oder 
sich unterweisen lässt in der 
Herstellung von oder im Umgang mit 
Schusswaffen Waffen, Sprengstoffen, 
Spreng- oder Brandvorrichtungen, 
Kernbrenn- oder sonstigen 
radioaktiven Stoffen, Stoffen, die Gift 
enthalten oder hervorbringen können, 
anderen gesundheitsschädlichen 
Stoffen, zur Ausführung der Tat 
erforderlichen besonderen 
Vorrichtungen oder in sonstigen 
Fertigkeiten, die der Begehung einer 
der in Absatz 1 genannten Straftaten 
dienen, 
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2. Waffen, Stoffe oder Vorrichtungen der 
in Nummer 1 bezeichneten Art 
herstellt, sich oder einem anderen 
verschafft, verwahrt oder einem 
anderen überlässt oder 

2. Waffen, gefährliche Werkzeuge, 
Stoffe oder Vorrichtungen der in 
Nummer 1 bezeichneten Art herstellt, 
sich oder einem anderen verschafft, 
befördert, verwahrt oder einem 
anderen überlässt oder zur 
Entwicklung oder Herstellung von 
Atomwaffen, biologischen oder 
chemischen Waffen nach §§ 19, 20 
des Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen forscht, oder 

3. Gegenstände oder Stoffe sich 
verschafft oder verwahrt, die für die 
Herstellung von Waffen, Stoffen oder 
Vorrichtungen der in Nummer 1 
bezeichneten Art wesentlich sind. 

3. Gegenstände oder Stoffe sich 
verschafft oder verwahrt, die für die 
Herstellung von Waffen, Stoffen oder 
Vorrichtungen der in Nummer 1 
bezeichneten Art wesentlich sind., 

 4. aus der Bundesrepublik ausreist, 
um 

a) eine terroristische Straftat zu 
begehen oder sich an einer solchen 
zu beteiligen oder eine in Nummer 1 
genannte Handlung zu begehen, 
oder  

b) sich an einer Vereinigung im 
Sinne des § 129a, auch in 
Verbindung mit § 129b, als Mitglied 
zu beteiligen oder um eine solche 
Vereinigung zu unterstützen oder 

 5. in die Bundesrepublik einreist, um 

a) eine terroristische Straftat zu 
begehen oder sich an einer solchen 
zu beteiligen oder eine in Nummer 1 
genannte Handlung zu begehen, 
oder 

b) sich an einer Vereinigung im 
Sinne des § 129a, auch in 
Verbindung mit § 129b, als Mitglied 
zu beteiligen oder um eine solche 
Vereinigung zu unterstützen. 
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(2a) Absatz 1 ist auch 
anzuwenden, wenn der Täter eine schwere 
staatsgefährdende Gewalttat vorbereitet, 
indem er es unternimmt, zum Zweck der 
Begehung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat oder der in 
Absatz 2 Nummer 1 genannten 
Handlungen aus der Bundesrepublik 
Deutschland auszureisen, um sich in einen 
Staat zu begeben, in dem Unterweisungen 
von Personen im Sinne des Absatzes 2 
Nummer 1 erfolgen. 

(2a)    Absatz 1 ist auch anzuwenden, 
wenn der Täter eine schwere 
staatsgefährdende Gewalttat 
vorbereitet, indem er es unternimmt, 
zum Zweck der Begehung einer 
schweren staatsgefährdenden Gewalttat 
oder der in Absatz 2 Nummer 1 
genannten Handlungen aus der 
Bundesrepublik Deutschland 
auszureisen, um sich in einen Staat zu 
begeben, in dem Unterweisungen von 
Personen im Sinne des Absatzes 2 
Nummer 1 erfolgen. In den Fällen des 
Absatzes 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Absatz 2 ist der Versuch strafbar. 

 (2b) Für den Versuch der Anstiftung zu 
einem der in Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 
bis 8 genannten Vergehen gelten § 30 
Absatz 1 und § 31 Absatz 1 Nummer 1 
und Absatz 2 entsprechend. 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn die 
Vorbereitung im Ausland begangen wird. 
Wird die Vorbereitung außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
begangen, gilt dies nur, wenn sie durch 
einen Deutschen oder einen Ausländer mit 
Lebensgrundlage im Inland begangen wird 
oder die vorbereitete schwere 
staatsgefährdende Gewalttat im Inland 
oder durch oder gegen einen Deutschen 
begangen werden soll. 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn die 
Vorbereitung im Ausland begangen 
wird. Wird die Vorbereitung außerhalb 
der Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union begangen, gilt dies nur, wenn sie 
durch einen Deutschen oder einen 
Ausländer mit Lebensgrundlage im 
Inland begangen wird oder die 
vorbereitete schwere staatsgefährdende 
Gewalttat im Inland oder durch oder 
gegen einen Deutschen begangen 
werden soll.  

Werden die in Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 2 und die in den Absätzen 
2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen 
im Ausland begangen, so gilt deutsches 
Strafrecht unter den Voraussetzungen 
des § 5 Nummer 3 Buchstabe d 
entsprechend. Außerdem ist deutsches 
Strafrecht anwendbar, wenn die 
vorbereitete oder angedrohte 
terroristische Straftat oder die 
terroristische Straftat, zu der die 
Anstiftung versucht wird, im Inland oder 
durch oder gegen einen Deutschen 
begangen werden soll. 
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(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 
bedarf die Verfolgung der Ermächtigung 
durch das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz. Wird die 
Vorbereitung in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union 
begangen, bedarf die Verfolgung der 
Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, wenn die Vorbereitung 
weder durch einen Deutschen erfolgt noch 
die vorbereitete schwere 
staatsgefährdende Gewalttat im Inland 
noch durch oder gegen einen Deutschen 
begangen werden soll. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 
bedarf die Verfolgung der Ermächtigung 
durch das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucherschutz. Wird 
die Vorbereitung in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union 
begangen, bedarf die Verfolgung der 
Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, wenn die 
Vorbereitung weder durch einen 
Deutschen erfolgt noch die vorbereitete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat 
im Inland noch durch oder gegen einen 
Deutschen begangen werden soll. 

Werden die in Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 2 und die in den Absätzen 
2a, 2b und 8 beschriebenen Handlungen 
außerhalb der Europäischen Union 
begangen, bedarf die Verfolgung der 
Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz. Werden die in 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
und die in den Absätzen 2a, 2b und 8 
beschriebenen Handlungen in einem 
anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union begangen, bedarf die Verfolgung 
der Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, wenn die Tat weder 
durch einen Deutschen begangen wurde 
noch die vorbereitete oder angedrohte 
terroristische Straftat oder die 
terroristische Straftat, zu der die 
Anstiftung versucht wird, im Inland 
noch durch oder gegen einen 
Deutschen begangen werden soll. 

(5) In minder schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von drei Monaten bis 
zu fünf Jahren. 

(5) In minder schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren. 

(6) Das Gericht kann 
Führungsaufsicht anordnen (§ 68 Abs. 1). 

(6) Das Gericht kann Führungsaufsicht 
anordnen (§ 68 Abs. 1). 
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(7) Das Gericht kann die Strafe nach 
seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) 
oder von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen, wenn der Täter 
freiwillig die weitere Vorbereitung der 
schweren staatsgefährdenden Gewalttat 
aufgibt und eine von ihm verursachte und 
erkannte Gefahr, dass andere diese Tat 
weiter vorbereiten oder sie ausführen, 
abwendet oder wesentlich mindert oder 
wenn er freiwillig die Vollendung dieser Tat 
verhindert. Wird ohne Zutun des Täters die 
bezeichnete Gefahr abgewendet oder 
wesentlich gemindert oder die Vollendung 
der schweren staatsgefährdenden 
Gewalttat verhindert, genügt sein 
freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, 
dieses Ziel zu erreichen. 

(7) Das Gericht kann die Strafe nach 
seinem Ermessen mildern (§ 49 Abs. 2) 
oder von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen, wenn der Täter 
freiwillig die weitere Vorbereitung der 
schweren staatsgefährdenden Gewalttat 
terroristischen Straftat aufgibt und eine 
von ihm verursachte und erkannte Gefahr, 
dass andere diese Tat weiter vorbereiten 
oder sie ausführen, abwendet oder 
wesentlich mindert oder wenn er freiwillig 
die Vollendung dieser Tat verhindert. Wird 
ohne Zutun des Täters die bezeichnete 
Gefahr abgewendet oder wesentlich 
gemindert oder die Vollendung der 
schweren staatsgefährdenden Gewalttat 
terroristischen Straftat verhindert, genügt 
sein freiwilliges und ernsthaftes Bemühen, 
dieses Ziel zu erreichen. 

 (8) Mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren wird bestraft, wer 
androht, eine terroristische Straftat zu 
begehen (Absatz 1 Satz 2 Nummer 9). 
Absatz 7 gilt entsprechend. 

 

§ 89b StGB-alt § 89b StGB-neu 

Aufnahme von Beziehungen zur 
Begehung einer schweren 

staatsgefährdenden Gewalttat 

Aufnahme von Beziehungen zur 
Begehung einer schweren 

staatsgefährdenden Gewalttat 
terroristischen Straftat 

(1) Wer in der Absicht, sich in der 
Begehung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat gemäß 
§ 89a Abs. 2 Nr. 1 unterweisen zu lassen, 
zu einer Vereinigung im Sinne des § 129a, 
auch in Verbindung mit § 129b, 
Beziehungen aufnimmt oder unterhält, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft. 

(1) Wer in der Absicht, sich in der Begehung 
einer schweren staatsgefährdenden 
Gewalttat terroristischen Straftat gemäß 
§ 89a Abs. 2 Nr. 1 unterweisen zu lassen, zu 
einer Vereinigung im Sinne des § 129a, auch 
in Verbindung mit § 129b, Beziehungen 
aufnimmt oder unterhält, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Handlung 
ausschließlich der Erfüllung rechtmäßiger 
beruflicher oder dienstlicher Pflichten 
dient. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Handlung 
ausschließlich der Erfüllung rechtmäßiger 
beruflicher oder dienstlicher Pflichten dient. 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn das 
Aufnehmen oder Unterhalten von 
Beziehungen im Ausland erfolgt. 
Außerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union gilt dies nur, wenn 

(3) Absatz 1 gilt auch, wenn das Aufnehmen 
oder Unterhalten von Beziehungen im 
Ausland erfolgt. Außerhalb der 
Mitgliedstaaten der Europäischen Union gilt 
dies nur, wenn das Aufnehmen oder 
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das Aufnehmen oder Unterhalten von 
Beziehungen durch einen Deutschen oder 
einen Ausländer mit Lebensgrundlage im 
Inland begangen wird. 

Unterhalten von Beziehungen durch einen 
Deutschen oder einen Ausländer mit 
Lebensgrundlage im Inland begangen wird. 

(4) Die Verfolgung bedarf der 
Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz 

1. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 
oder 

2. wenn das Aufnehmen oder Unterhalten 
von Beziehungen in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union 
nicht durch einen Deutschen begangen 
wird. 

(4) Die Verfolgung bedarf der Ermächtigung 
durch das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz 

1. in den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 oder 

2. wenn das Aufnehmen oder Unterhalten 
von Beziehungen in einem anderen 
Mitgliedstaat der Europäischen Union nicht 
durch einen Deutschen begangen wird. 

(5) Ist die Schuld gering, so kann das 
Gericht von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen. 

(5) Ist die Schuld gering, so kann das Gericht 
von einer Bestrafung nach dieser Vorschrift 
absehen. 

 

§ 89c StGB-alt § 89c StGB-neu 

Terrorismusfinanzierung Terrorismusfinanzierung 

(1) Wer Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt 
mit dem Wissen oder in der Absicht, dass 
diese von einer anderen Person zur 
Begehung 

1. 

eines Mordes (§ 211), eines Totschlags (§ 
212), eines Völkermordes (§ 6 des 
Völkerstrafgesetzbuches), eines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 
7 des Völkerstrafgesetzbuches), eines 
Kriegsverbrechens (§§ 8, 9, 10, 11 oder 
12 des Völkerstrafgesetzbuches), einer 
Körperverletzung nach § 224 oder einer 
Körperverletzung, die einem anderen 
Menschen schwere körperliche oder 
seelische Schäden, insbesondere der in § 
226 bezeichneten Art, zufügt, 

2. 

eines erpresserischen Menschenraubes (§ 
239a) oder einer Geiselnahme (§ 239b), 

3. 

von Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a oder gemeingefährlicher Straftaten in 
den Fällen der §§ 306 bis 306c oder 307 

(1) Wer Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt mit 
dem Wissen oder in der Absicht, dass diese 
von einer anderen Person zur Begehung 

1. 

eines Mordes (§ 211), eines Totschlags (§ 
212), eines Völkermordes (§ 6 des 
Völkerstrafgesetzbuches), eines 
Verbrechens gegen die Menschlichkeit (§ 
7 des Völkerstrafgesetzbuches), eines 
Kriegsverbrechens (§§ 8, 9, 10, 11 oder 12 
des Völkerstrafgesetzbuches), einer 
Körperverletzung nach § 224 oder einer 
Körperverletzung, die einem anderen 
Menschen schwere körperliche oder 
seelische Schäden, insbesondere der in § 
226 bezeichneten Art, zufügt, 

2. 

eines erpresserischen Menschenraubes (§ 
239a) oder einer Geiselnahme (§ 239b), 

3. 

von Straftaten nach den §§ 303b, 305, 
305a oder gemeingefährlicher Straftaten 
in den Fällen der §§ 306 bis 306c oder 307 
Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 bis 4, 
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Absatz 1 bis 3, des § 308 Absatz 1 bis 4, 
des § 309 Absatz 1 bis 5, der §§ 313, 314 
oder 315 Absatz 1, 3 oder 4, des § 316b 
Absatz 1 oder 3 oder des § 316c Absatz 1 
bis 3 oder des § 317 Absatz 1, 

4. 

von Straftaten gegen die Umwelt in den 
Fällen des § 330a Absatz 1 bis 3, 

5. 

von Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, § 
20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, 
§ 19 Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 
Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2 oder § 
20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in 
Verbindung mit § 21, oder nach § 22a 
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen, 

6. 

von Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 
des Waffengesetzes, 

7. 

einer Straftat nach § 328 Absatz 1 oder 2 
oder § 310 Absatz 1 oder 2, 

8. 

einer Straftat nach § 89a Absatz 2a 

verwendet werden sollen, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren bestraft. Satz 1 ist in den 
Fällen der Nummern 1 bis 7 nur 
anzuwenden, wenn die dort bezeichnete 
Tat dazu bestimmt ist, die Bevölkerung auf 
erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 
die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates oder einer 
internationalen Organisation zu beseitigen 
oder erheblich zu beeinträchtigen, und 
durch die Art ihrer Begehung oder ihre 
Auswirkungen einen Staat oder eine 
internationale Organisation erheblich 
schädigen kann. 

des § 309 Absatz 1 bis 5, der §§ 313, 314 
oder 315 Absatz 1, 3 oder 4, des § 316b 
Absatz 1 oder 3 oder des § 316c Absatz 1 
bis 3 oder des § 317 Absatz 1, 

4. 

von Straftaten gegen die Umwelt in den 
Fällen des § 330a Absatz 1 bis 3, 

5. 

von Straftaten nach § 19 Absatz 1 bis 3, § 
20 Absatz 1 oder 2, § 20a Absatz 1 bis 3, § 
19 Absatz 2 Nummer 2 oder Absatz 3 
Nummer 2, § 20 Absatz 1 oder 2 oder § 
20a Absatz 1 bis 3, jeweils auch in 
Verbindung mit § 21, oder nach § 22a 
Absatz 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen, 

6. 

von Straftaten nach § 51 Absatz 1 bis 3 
des Waffengesetzes, 

7. 

einer Straftat nach § 328 Absatz 1 oder 2 
oder § 310 Absatz 1 oder 2, 

8. 

einer Straftat nach § 89a Absatz 2a, 

einer terroristischen Straftat nach § 89a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8 oder einer 
Straftat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2, 4 
oder 5 verwendet werden sollen, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren bestraft. Satz 1 ist in den 
Fällen der Nummern 1 bis 7 nur 
anzuwenden, wenn die dort bezeichnete 
Tat dazu bestimmt ist, die Bevölkerung 
auf erhebliche Weise einzuschüchtern, 
eine Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen 
oder die politischen, 
verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen 
oder sozialen Grundstrukturen eines 
Staates oder einer internationalen 
Organisation zu beseitigen oder erheblich 
zu beeinträchtigen, und durch die Art ihrer 
Begehung oder ihre Auswirkungen einen 
Staat oder eine internationale 
Organisation erheblich schädigen kann. 
Ebenso wird bestraft, wer 
Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt, 
um selbst eine terroristische Straftat nach 
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§ 89a Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8 oder 
eine Straftat nach § 89a Absatz 2 Nummer 
2, 4 oder 5 zu begehen. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter der 
Voraussetzung des Absatzes 1 Satz 2 
Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt, 
um selbst eine der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Straftaten zu begehen. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer unter den 
Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 
Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt, 
um selbst eine der in Absatz 1 Satz 1 
genannten Straftaten zu begehen. 

Wer Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt 
mit dem Wissen oder in der Absicht, dass 
diese von einer anderen Person dazu 
verwendet werden sollen, 

1. öffentlich zu einer terroristischen 
Straftat nach § 89a Absatz 1 Satz 2 
Nummer 1 bis 8 aufzufordern oder 
einen Inhalt (§ 11 Absatz 3) 
anzupreisen oder einer anderen 
Person zugänglich zu machen, der 
geeignet ist, als Anleitung zu einer 
terroristischen Straftat nach § 89 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8 zu 
dienen, wenn die Umstände seiner 
Verbreitung geeignet sind, die 
Bereitschaft anderer zu fördern 
oder zu wecken, eine terroristische 
Straftat zu begehen, 

2. einen anderen zur Begehung einer 
terroristischen Straftat nach § 89a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8 zu 
bestimmen, zu dessen 
terroristischer Straftat nach § 89a 
Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 bis 8 
Hilfe zu leisten oder eine Straftat 
nach § 89a Absatz 2b zu begehen, 

3. eine Straftat nach § 89a Absatz 2 
Nummer 1 zu begehen, 

4. zu einer Straftat nach § 89a Absatz 
2 Nummer 4 oder 5 Hilfe zu leisten 
oder 

5. eine Straftat nach § 89a Absatz 8 zu 
begehen, 

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten 
bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe bestraft. 
Ebenso wird bestraft, wer 
Vermögenswerte sammelt, 
entgegennimmt oder zur Verfügung stellt, 
um selbst eine Tat nach Satz 1 zu 
begehen. 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn 
die Tat im Ausland begangen wird. Wird 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten auch, wenn 
die Tat im Ausland begangen wird. Wird 
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sie außerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union begangen, gilt dies 
nur, wenn sie durch einen Deutschen oder 
einen Ausländer mit Lebensgrundlage im 
Inland begangen wird oder die finanzierte 
Straftat im Inland oder durch oder gegen 
einen Deutschen begangen werden soll. 

sie außerhalb der Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union begangen, gilt dies 
nur, wenn sie durch einen Deutschen oder 
einen Ausländer mit Lebensgrundlage im 
Inland begangen wird oder die finanzierte 
Straftat im Inland oder durch oder gegen 
einen Deutschen begangen werden soll. 
Werden die in Absatz 1, 2 oder 8 
beschriebenen Handlungen im Ausland 
begangen, so gilt deutsches Strafrecht 
unter den Voraussetzungen des § 5 
Nummer 3 Buchstabe d entsprechend. 
Außerdem ist deutsches Strafrecht 
anwendbar, wenn die finanzierte 
terroristische Straftat im Inland oder 
gegen einen Deutschen begangen werden 
soll. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 
bedarf die Verfolgung der Ermächtigung 
durch das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz. Wird die Tat in 
einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union begangen, bedarf die 
Verfolgung der Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, wenn die Tat weder 
durch einen Deutschen begangen wird 
noch die finanzierte Straftat im Inland noch 
durch oder gegen einen Deutschen 
begangen werden soll. 

(4) In den Fällen des Absatzes 3 Satz 2 
bedarf die Verfolgung der Ermächtigung 
durch das Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz. Wird die Tat in 
einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union begangen, bedarf die 
Verfolgung der Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, wenn die Tat weder 
durch einen Deutschen begangen wird 
noch die finanzierte Straftat im Inland 
noch durch oder gegen einen Deutschen 
begangen werden soll. 

Werden die in Absatz 1, 2 oder 8 
beschriebenen Handlungen außerhalb der 
Europäischen Union begangen, bedarf die 
Verfolgung der Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz. Werden die in Absatz 
1, 2 oder 8 beschriebenen Handlungen in 
einem anderen Mitgliedstaat der 
Europäischen Union begangen, bedarf die 
Verfolgung der Ermächtigung durch das 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz, wenn die Tat weder 
durch einen Deutschen begangen wurde 
noch die finanzierte Straftat im Inland 
durch oder gegen einen Deutschen 
begangen werden soll. 

(5) Sind die Vermögenswerte bei einer Tat 
nach Absatz 1 oder 2 geringwertig, so ist 
auf Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu 
fünf Jahren zu erkennen. 

(5) Sind die Vermögenswerte bei einer Tat 
nach Absatz 1 oder 2 geringwertig, so ist in 
den Fällen des Absatzes 1 auf 
Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf 
Jahren, in den Fällen des Absatzes 2 auf 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder auf 
Geldstrafe zu erkennen. 
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(6) Das Gericht mildert die Strafe (§ 49 
Absatz 1) oder kann von Strafe absehen, 
wenn die Schuld des Täters gering ist. 

(6) Das Gericht mildert die Strafe (§ 49 
Absatz 1) oder kann von Strafe absehen, 
wenn die Schuld des Täters gering ist. 

(7) Das Gericht kann die Strafe nach 
seinem Ermessen mildern (§ 49 Absatz 2) 
oder von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen, wenn der Täter 
freiwillig die weitere Vorbereitung der Tat 
aufgibt und eine von ihm verursachte und 
erkannte Gefahr, dass andere diese Tat 
weiter vorbereiten oder sie ausführen, 
abwendet oder wesentlich mindert oder 
wenn er freiwillig die Vollendung dieser 
Tat verhindert. Wird ohne Zutun des 
Täters die bezeichnete Gefahr 
abgewendet oder wesentlich gemindert 
oder die Vollendung der Tat verhindert, 
genügt sein freiwilliges und ernsthaftes 
Bemühen, dieses Ziel zu erreichen. 

(7) Das Gericht kann die Strafe nach seinem 
Ermessen mildern (§ 49 Absatz 2) oder von 
einer Bestrafung nach dieser Vorschrift 
absehen, wenn der Täter freiwillig die weitere 
Vorbereitung der Tat aufgibt und eine von 
ihm verursachte und erkannte Gefahr, dass 
andere diese Tat weiter vorbereiten oder sie 
ausführen, abwendet oder wesentlich mindert 
oder wenn er freiwillig die Vollendung dieser 
Tat verhindert. Wird ohne Zutun des Täters 
die bezeichnete Gefahr abgewendet oder 
wesentlich gemindert oder die Vollendung 
der Tat verhindert, genügt sein freiwilliges 
und ernsthaftes Bemühen, dieses Ziel zu 
erreichen. 

 (8) In den Fällen der Absätze 1 und 2 
Nummer 1 bis 4 ist der Versuch strafbar. 

 

§ 91 StGB-alt § 91 StGB-neu 

Anleitung zur Begehung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat 

Anleitung zur Begehung einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat 

terroristischen Straftat 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. 

einen Inhalt (§ 11 Absatz 3), der geeignet 
ist, als Anleitung zu einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat (§ 89a Abs. 
1) zu dienen, anpreist oder einer anderen 
Person zugänglich macht, wenn die 
Umstände seiner Verbreitung geeignet sind, 
die Bereitschaft anderer zu fördern oder zu 
wecken, eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat zu begehen, 

2. 

sich einen Inhalt der in Nummer 1 
bezeichneten Art verschafft, um eine 
schwere staatsgefährdende Gewalttat zu 
begehen. 

(1) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren 
oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1. 

einen Inhalt (§ 11 Absatz 3), der geeignet 
ist, als Anleitung zu einer schweren 
staatsgefährdenden Gewalttat 
terroristischen Straftat nach § 89a 
Absatz 1 Nummer 1 bis 8 zu dienen, 
anpreist oder einer anderen Person 
zugänglich macht, wenn die Umstände 
seiner Verbreitung geeignet sind, die 
Bereitschaft anderer zu fördern oder zu 
wecken, eine schwere staatsgefährdende 
Gewalttat terroristische Straftat zu 
begehen, 

2. 

sich einen Inhalt der in Nummer 1 
bezeichneten Art verschafft, um eine 
schwere staatsgefährdende Gewalttat 
terroristische Straftat zu begehen. 
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(3) Ist die Schuld gering, so kann das 
Gericht von einer Bestrafung nach dieser 
Vorschrift absehen. 

(3) Ist die Schuld gering, so kann das 
Gericht von einer Bestrafung nach 
dieser Vorschrift absehen. In den Fällen 
des Absatzes 1 Nummer 1 ist der 
Versuch strafbar. 

 (4) Ist die Schuld gering, so kann das 
Gericht von einer Bestrafung nach 
dieser Vorschrift absehen. 

 

§ 99 StGB-alt § 99 StGB-neu 

(1) Wer 

1. für den Geheimdienst einer fremden 
Macht eine geheimdienstliche Tätigkeit 
gegen die Bundesrepublik Deutschland 
ausübt, die auf die Mitteilung oder Lieferung 
von Tatsachen, Gegenständen oder 
Erkenntnissen gerichtet ist, oder 

2. gegenüber dem Geheimdienst einer 
fremden Macht oder einem seiner 
Mittelsmänner sich zu einer solchen 
Tätigkeit bereit erklärt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 94 oder § 96 Abs. 1, in § 97a oder 
in § 97b in Verbindung mit § 94 oder § 96 
Abs. 1 mit Strafe bedroht ist. 

(1) Wer 

1. für den Geheimdienst einer fremden 
Macht eine geheimdienstliche Tätigkeit 
gegen die Bundesrepublik Deutschland 
ausübt, die auf die Mitteilung oder Lieferung 
von Tatsachen, Gegenständen oder 
Erkenntnissen gerichtet ist, oder 

2. gegenüber dem Geheimdienst einer 
fremden Macht oder einem seiner 
Mittelsmänner sich zu einer solchen 
Tätigkeit bereit erklärt, 

wird mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren 
oder mit Geldstrafe von sechs Monaten 
bis zu zehn Jahren bestraft, wenn die Tat 
nicht in § 94 oder § 96 Abs. 1, in § 97a oder 
in § 97b in Verbindung mit § 94 oder § 96 
Abs. 1 mit Strafe bedroht ist. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
Tatsachen, Gegenstände oder 
Erkenntnisse, die von einer amtlichen Stelle 
oder auf deren Veranlassung 
geheimgehalten werden, mitteilt oder liefert 
und wenn er 

1. eine verantwortliche Stellung 
mißbraucht, die ihn zur Wahrung solcher 
Geheimnisse besonders verpflichtet, oder 

2. durch die Tat die Gefahr eines 
schweren Nachteils für die Bundesrepublik 
Deutschland herbeiführt. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren. Ein besonders schwerer Fall 
liegt in der Regel vor, wenn der Täter 
Tatsachen, Gegenstände oder 
Erkenntnisse, die von einer amtlichen Stelle 
oder auf deren Veranlassung 
geheimgehalten werden, mitteilt oder liefert 
und wenn er 

1. eine verantwortliche Stellung 
mißbraucht, die ihn zur Wahrung solcher 
Geheimnisse besonders verpflichtet, oder 

2. durch die Tat die Gefahr eines 
schweren Nachteils für die Bundesrepublik 
Deutschland herbeiführt.  

(3) § 98 Abs. 2 gilt entsprechend. (3) § 98 Abs. 2 gilt entsprechend. In 
minder schweren Fällen ist die Strafe 
Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
Geldstrafe. 
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 (4) § 98 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 

§ 129a StGB-alt § 129a StGB-neu 

Bildung terroristischer Vereinigungen Bildung terroristischer Vereinigungen 

(1) Wer eine Vereinigung (§ 129 Absatz 2) 
gründet, deren Zwecke oder deren 
Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

1. 

Mord (§ 211) oder Totschlag (§ 212) oder 
Völkermord (§ 6 des 
Völkerstrafgesetzbuches) oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit (§ 7 
des Völkerstrafgesetzbuches) oder 
Kriegsverbrechen (§§ 8, 9, 10, 11 oder § 
12 des Völkerstrafgesetzbuches) oder 

2. 

Straftaten gegen die persönliche Freiheit 
in den Fällen des § 239a oder des § 239b 

3. 

(weggefallen) 

zu begehen, oder wer sich an einer 
solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt, 
wird mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis 
zu zehn Jahren bestraft. 

(1) Wer eine Vereinigung (§ 129 Absatz 2) 
gründet, deren Zwecke oder deren Tätigkeit 
darauf gerichtet sind, 

1. 

Mord (§ 211) oder Totschlag (§ 212) oder 
Völkermord (§ 6 des 
Völkerstrafgesetzbuches) oder Verbrechen 
gegen die Menschlichkeit (§ 7 des 
Völkerstrafgesetzbuches) oder 
Kriegsverbrechen (§§ 8, 9, 10, 11 oder § 12 
des Völkerstrafgesetzbuches) oder 

2. 

Straftaten gegen die persönliche Freiheit in 
den Fällen des § 239a oder des § 239b 

3. 

(weggefallen) 

zu begehen, oder wer sich an einer solchen 
Vereinigung als Mitglied beteiligt, wird mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine 
Vereinigung gründet, deren Zwecke oder 
deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

1. 

einem anderen Menschen schwere 
körperliche oder seelische Schäden, 
insbesondere der in § 226 bezeichneten 
Art, zuzufügen, 

2. 

Straftaten nach den §§ 303b, 305, 305a 
oder gemeingefährliche Straftaten in den 
Fällen der §§ 306 bis 306c oder 307 Abs. 
1 bis 3, des § 308 Abs. 1 bis 4, des § 309 
Abs. 1 bis 5, der §§ 313, 314 oder 315 
Abs. 1, 3 oder 4, des § 316b Abs. 1 oder 3 
oder des § 316c Abs. 1 bis 3 oder des § 
317 Abs. 1, 

3. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine 
Vereinigung gründet, deren Zwecke oder 
deren Tätigkeit darauf gerichtet sind, 

1. 

eine Körperverletzung nach § 224 StGB 
oder eine Körperverletzung, die einem 
anderen Menschen schwere körperliche oder 
seelische Schäden, insbesondere der in 
§ 226 bezeichneten Art, zuzufügen zufügt, 

2. 

Straftaten nach den §§ 303b, 305, 305a oder 
gemeingefährliche Straftaten in den Fällen 
der §§ 306 bis 306c oder 307 Abs. 1 bis 3, 
des § 308 Abs. 1 bis 4, des § 309 Abs. 1 bis 
5, der §§ 313, 314 oder 315 Abs. 1, 3 oder 4, 
des § 316b Abs. 1 oder 3 oder des § 316c 
Abs. 1 bis 3 oder des § 317 Abs. 1, 

3. 
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Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen 
des § 330a Abs. 1 bis 3, 

4. 

Straftaten nach § 19 Abs. 1 bis 3, § 20 
Abs. 1 oder 2, § 20a Abs. 1 bis 3, § 19 
Abs. 2 Nr. 2 oder Abs. 3 Nr. 2, § 20 Abs. 1 
oder 2 oder § 20a Abs. 1 bis 3, jeweils 
auch in Verbindung mit § 21, oder nach § 
22a Abs. 1 bis 3 des Gesetzes über die 
Kontrolle von Kriegswaffen oder 

5. 

Straftaten nach § 51 Abs. 1 bis 3 des 
Waffengesetzes 

zu begehen, oder wer sich an einer 
solchen Vereinigung als Mitglied beteiligt, 
wenn eine der in den Nummern 1 bis 5 
bezeichneten Taten bestimmt ist, die 
Bevölkerung auf erhebliche Weise 
einzuschüchtern, eine Behörde oder eine 
internationale Organisation rechtswidrig 
mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt 
zu nötigen oder die politischen, 
verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen 
oder sozialen Grundstrukturen eines 
Staates oder einer internationalen 
Organisation zu beseitigen oder erheblich 
zu beeinträchtigen, und durch die Art ihrer 
Begehung oder ihre Auswirkungen einen 
Staat oder eine internationale 
Organisation erheblich schädigen kann. 

Straftaten gegen die Umwelt in den Fällen 
des § 330a Abs. 1 bis 3, 

4. 

Straftaten nach § 19 Abs. 1 bis 3, § 20 Abs. 1 
oder 2, § 20a Abs. 1 bis 3, § 19 Abs. 2 Nr. 2 
oder Abs. 3 Nr. 2, § 20 Abs. 1 oder 2 oder § 
20a Abs. 1 bis 3, jeweils auch in Verbindung 
mit § 21, oder nach § 22a Abs. 1 bis 3 des 
Gesetzes über die Kontrolle von 
Kriegswaffen oder, 

5.  

Straftaten nach § 51 Abs.atz 1 bis 3 oder § 
52 Absatz 1, 3, 5 oder 6 des 
Waffengesetzes oder 

6. Straftaten nach § 310 Absatz 1 oder 2 
oder § 328 Absatz 1 oder 2 

zu begehen, oder wer sich an einer solchen 
Vereinigung als Mitglied beteiligt, wenn eine 
der in den Nummern 1 bis 5 6 bezeichneten 
Taten bestimmt ist, die Bevölkerung auf 
erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 
die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates oder einer 
internationalen Organisation zu beseitigen 
oder erheblich zu beeinträchtigen, und durch 
die Art ihrer Begehung oder ihre 
Auswirkungen einen Staat oder eine 
internationale Organisation erheblich 
schädigen kann. 

(3) Sind die Zwecke oder die Tätigkeit der 
Vereinigung darauf gerichtet, eine der in 
Absatz 1 und 2 bezeichneten Straftaten 
anzudrohen, ist auf Freiheitsstrafe von 
sechs Monaten bis zu fünf Jahren zu 
erkennen. 

(3) Sind die Zwecke oder die Tätigkeit der 
Vereinigung darauf gerichtet, eine der in 
Absatz 1 und 2 bezeichneten Straftaten 
anzudrohen, ist auf Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren zu erkennen. 

(4) Gehört der Täter zu den Rädelsführern 
oder Hintermännern, so ist in den Fällen 
der Absätze 1 und 2 auf Freiheitsstrafe 
nicht unter drei Jahren, in den Fällen des 
Absatzes 3 auf Freiheitsstrafe von einem 
Jahr bis zu zehn Jahren zu erkennen. 

(4) Gehört der Täter zu den Rädelsführern 
oder Hintermännern, so ist in den Fällen der 
Absätze 1 und 2 auf Freiheitsstrafe nicht 
unter drei Jahren, in den Fällen des Absatzes 
3 auf Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu 
zehn Jahren zu erkennen. 

(5) Wer eine in Absatz 1, 2 oder Absatz 3 
bezeichnete Vereinigung unterstützt, wird 
in den Fällen der Absätze 1 und 2 mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren, in den Fällen des Absatzes 3 

(5) Wer eine in Absatz 1, 2 oder Absatz 3 
bezeichnete Vereinigung unterstützt, wird in 
den Fällen der Absätze 1 und 2 mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu 
zehn Jahren, in den Fällen des Absatzes 3 
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mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Wer für eine in 
Absatz 1 oder Absatz 2 bezeichnete 
Vereinigung um Mitglieder oder 
Unterstützer wirbt, wird mit Freiheitsstrafe 
von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
bestraft. 

mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit 
Geldstrafe bestraft. Wer für eine in Absatz 1 
oder Absatz 2 bezeichnete Vereinigung um 
Mitglieder oder Unterstützer wirbt, wird mit 
Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren bestraft. In den Fällen des Satzes 1 
ist der Versuch strafbar. 

(6) Das Gericht kann bei Beteiligten, deren 
Schuld gering und deren Mitwirkung von 
untergeordneter Bedeutung ist, in den 
Fällen der Absätze 1, 2, 3 und 5 die Strafe 
nach seinem Ermessen (§ 49 Abs. 2) 
mildern. 

(6) Das Gericht kann bei Beteiligten, deren 
Schuld gering und deren Mitwirkung von 
untergeordneter Bedeutung ist, in den Fällen 
der Absätze 1, 2, 3 und 5 die Strafe nach 
seinem Ermessen (§ 49 Abs. 2) mildern. 

(7) § 129 Absatz 7 gilt entsprechend. (7) § 129 Absatz 7 gilt entsprechend. 

(8) Neben einer Freiheitsstrafe von 
mindestens sechs Monaten kann das 
Gericht die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu 
bekleiden, und die Fähigkeit, Rechte aus 
öffentlichen Wahlen zu erlangen, 
aberkennen (§ 45 Abs. 2). 

(8) Neben einer Freiheitsstrafe von 
mindestens sechs Monaten kann das Gericht 
die Fähigkeit, öffentliche Ämter zu bekleiden, 
und die Fähigkeit, Rechte aus öffentlichen 
Wahlen zu erlangen, aberkennen (§ 45 Abs. 
2). 

(9) In den Fällen der Absätze 1, 2, 4 und 5 
kann das Gericht Führungsaufsicht 
anordnen (§ 68 Abs. 1). 

(9) In den Fällen der Absätze 1, 2, 4 und 5 
kann das Gericht Führungsaufsicht anordnen 
(§ 68 Abs. 1). 

 

§ 138 StGB-alt § 138 StGB-neu 

Nichtanzeige geplanter Straftaten Nichtanzeige geplanter Straftaten 

(…) (…) 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. 

von der Ausführung einer Straftat nach § 
89a oder 

(…) 

(2) Ebenso wird bestraft, wer 

1. 

von der Ausführung einer Straftat nach § 
89a Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 2 
oder Absatz 2a oder 

(…) 

(…) (…) 

 

§ 310 StGB-alt § 310 StGB-neu 

Vorbereitung eines Explosions- oder 
Strahlungsverbrechens 

Vorbereitung eines Explosions- oder 
Strahlungsverbrechens 

(1) Wer zur Vorbereitung (1) Wer zur Vorbereitung 
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(…) (…) 

4. 

einer Straftat nach § 309 Abs. 6 

Kernbrennstoffe, sonstige radioaktive 
Stoffe, Sprengstoffe oder die zur 
Ausführung der Tat erforderlichen 
besonderen Vorrichtungen herstellt, sich 
oder einem anderen verschafft, verwahrt 
oder einem anderen überläßt, wird in den 
Fällen der Nummer 1 mit Freiheitsstrafe von 
einem Jahr bis zu zehn Jahren, in den 
Fällen der Nummer 2 und der Nummer 3 
mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis 
zu fünf Jahren, in den Fällen der Nummer 4 
mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. 

4. 

einer Straftat nach § 309 Abs. 6 

Kernbrennstoffe, sonstige radioaktive 
Stoffe, Sprengstoffe oder die zur 
Ausführung der Tat erforderlichen 
besonderen Vorrichtungen herstellt, sich 
oder einem anderen verschafft, befördert, 
verwahrt oder einem anderen überläßt, wird 
in den Fällen der Nummer 1 mit 
Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu zehn 
Jahren, in den Fällen der Nummer 2 und 
der Nummer 3 mit Freiheitsstrafe von sechs 
Monaten bis zu fünf Jahren, in den Fällen 
der Nummer 4 mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Jahren oder mit Geldstrafe bestraft. 

(…) (…) 

 

Folgeänderungen 

 

§ 3 VISZG-alt § 3 VISZG-neu 

Terroristische und sonstige 
schwerwiegende Straftaten 

Terroristische und sonstige 
schwerwiegende Straftaten 

Zugang zum Visa-Informationssystem kann 
nur gewährt werden zum Zwecke der 
Verhütung, Aufdeckung oder Ermittlung 

Zugang zum Visa-Informationssystem kann 
nur gewährt werden zum Zwecke der 
Verhütung, Aufdeckung oder Ermittlung 

(…) (…) 

2. 

einer in § 129a Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
Nr. 1 bis 5 des Strafgesetzbuches 
bezeichneten Straftat, wenn diese bestimmt 
ist, die Bevölkerung auf erhebliche Weise 
einzuschüchtern, eine Behörde oder eine 
internationale Organisation rechtswidrig mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu 
nötigen oder die politischen, 
verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen 
oder sozialen Grundstrukturen eines 
Staates oder einer internationalen 
Organisation zu beseitigen oder erheblich 
zu beeinträchtigen, und durch die Art ihrer 
Begehung oder ihre Auswirkungen einen 

2. 

einer in § 129a Abs. 1 Nr. 1 und 2, Abs. 2 
Nr. 1 bis 5 6 des Strafgesetzbuches 
bezeichneten Straftat, wenn diese bestimmt 
ist, die Bevölkerung auf erhebliche Weise 
einzuschüchtern, eine Behörde oder eine 
internationale Organisation rechtswidrig mit 
Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu 
nötigen oder die politischen, 
verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen 
oder sozialen Grundstrukturen eines 
Staates oder einer internationalen 
Organisation zu beseitigen oder erheblich 
zu beeinträchtigen, und durch die Art ihrer 
Begehung oder ihre Auswirkungen einen 
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Staat oder eine internationale Organisation 
erheblich schädigen kann, 

Staat oder eine internationale Organisation 
erheblich schädigen kann, 

4. 

einer Straftat im Zusammenhang mit 
terroristischen Aktivitäten gemäß Artikel 3 
des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des 
Rates vom 13. Juni 2002 zur 
Terrorismusbekämpfung (ABl. EG Nr. L 164 
S. 3), der zuletzt durch Artikel 1 Nummer 1 
des Rahmenbeschlusses 2008/919/JI (ABl. 
L 330 vom 9.12.2008, S. 21) geändert 
worden ist, 

4. 

einer Straftat im Zusammenhang mit 
terroristischen Aktivitäten gemäß Artikel 3 
des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des 
Rates vom 13. Juni 2002 zur 
Terrorismusbekämpfung (ABl. EG Nr. L 
164 S. 3), der zuletzt durch Artikel 1 
Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 
2008/919/JI (ABl. L 330 vom 9.12.2008, S. 
21) geändert worden ist Artikel 12 der 
Richtlinie 2017/541 in der Fassung vom 
15. März 2017, 

(…) (…) 

 

§ 4 FlugDaG-alt § 4 FlugDaG-neu 

Voraussetzungen für die 
Datenverarbeitung 

Voraussetzungen für die 
Datenverarbeitung 

(1) Die Fluggastdatenzentralstelle 
verarbeitet die von den 
Luftfahrtunternehmen übermittelten 
Fluggastdaten und gleicht sie mit 
Datenbeständen und Mustern nach 
Maßgabe der Absätze 2 und 5 ab, um 
Personen zu identifizieren, bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sie eine der folgenden Straftaten 
begangen haben oder innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraumes begehen werden: 

 

(1) Die Fluggastdatenzentralstelle 
verarbeitet die von den 
Luftfahrtunternehmen übermittelten 
Fluggastdaten und gleicht sie mit 
Datenbeständen und Mustern nach 
Maßgabe der Absätze 2 und 5 ab, um 
Personen zu identifizieren, bei denen 
tatsächliche Anhaltspunkte dafür vorliegen, 
dass sie eine der folgenden Straftaten 
begangen haben oder innerhalb eines 
übersehbaren Zeitraumes begehen werden: 

 

2. 

eine in § 129a Absatz 1 Nummer 1 und 2, 
Absatz 2 Nummer 1 bis 5 des 
Strafgesetzbuchs bezeichnete Straftat, 
wenn diese bestimmt ist, die Bevölkerung 
auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 
die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates oder einer 
internationalen Organisation zu beseitigen 
oder erheblich zu beeinträchtigen und durch 
die Art ihrer Begehung oder ihre 
Auswirkungen einen Staat oder eine 

2. 

eine in § 129a Absatz 1 Nummer 1 und 2, 
Absatz 2 Nummer 1 bis 5 6 des 
Strafgesetzbuchs bezeichnete Straftat, 
wenn diese bestimmt ist, die Bevölkerung 
auf erhebliche Weise einzuschüchtern, eine 
Behörde oder eine internationale 
Organisation rechtswidrig mit Gewalt oder 
durch Drohung mit Gewalt zu nötigen oder 
die politischen, verfassungsrechtlichen, 
wirtschaftlichen oder sozialen 
Grundstrukturen eines Staates oder einer 
internationalen Organisation zu beseitigen 
oder erheblich zu beeinträchtigen und durch 
die Art ihrer Begehung oder ihre 
Auswirkungen einen Staat oder eine 
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internationale Organisation erheblich 
schädigen kann, 

internationale Organisation erheblich 
schädigen kann, 

5. 

eine Straftat im unmittelbaren 
Zusammenhang mit terroristischen 
Aktivitäten nach Artikel 3 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates 
vom 13. Juni 2002 zur 
Terrorismusbekämpfung (ABl. L 164 vom 
22.6.2002, S. 3), der zuletzt durch Artikel 1 
Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 
2008/919/JI (ABl. L 330 vom 9.12.2008, S. 
21) geändert worden ist, oder 

 

5. 

eine Straftat im unmittelbaren 
Zusammenhang mit terroristischen 
Aktivitäten nach Artikel 3 Absatz 2 des 
Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des 
Rates vom 13. Juni 2002 zur 
Terrorismusbekämpfung (ABl. L 164 vom 
22.6.2002, S. 3), der zuletzt durch Artikel 
1 Nummer 1 des Rahmenbeschlusses 
2008/919/JI (ABl. L 330 vom 9.12.2008, S. 
21) geändert worden ist, Artikel 12 der 
Richtlinie 2017/541 in der Fassung vom 
15. März 2017 oder 

 

(…) (…) 

 

§ 27 AufenthG-alt § 27 AufenthG-neu 

Grundsatz des Familiennachzugs Grundsatz des Familiennachzugs 

(…) (…) 

(3a) Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
zum Zweck des Familiennachzugs ist zu 
versagen, wenn derjenige, zu dem der 
Familiennachzug stattfinden soll, 

 

(3a) Die Erteilung der Aufenthaltserlaubnis 
zum Zweck des Familiennachzugs ist zu 
versagen, wenn derjenige, zu dem der 
Familiennachzug stattfinden soll, 

 

1. 

die freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährdet; 
hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen 
die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er 
einer Vereinigung angehört oder angehört 
hat, die den Terrorismus unterstützt oder er 
eine derartige Vereinigung unterstützt oder 
unterstützt hat oder er eine in § 89a Absatz 
1 des Strafgesetzbuches bezeichnete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat nach 
§ 89a Absatz 2 des Strafgesetzbuches 
vorbereitet oder vorbereitet hat, 

 

1. 

die freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährdet; 
hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen 
die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er 
einer Vereinigung angehört oder angehört 
hat, die den Terrorismus unterstützt oder er 
eine derartige Vereinigung unterstützt oder 
unterstützt hat oder er eine in § 89a Absatz 
1 des Strafgesetzbuches bezeichnete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat 
terroristische Straftat nach § 89a Absatz 2 
des Strafgesetzbuches vorbereitet oder 
vorbereitet hat, 

(…) (…) 
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§ 54 AufenthG-alt § 54 AufenthG-neu 

Ausweisungsinteresse Ausweisungsinteresse 

(1) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von 
§ 53 Absatz 1 wiegt besonders schwer, 
wenn der Ausländer 

 

(1) Das Ausweisungsinteresse im Sinne von 
§ 53 Absatz 1 wiegt besonders schwer, 
wenn der Ausländer 

 

(…) (…) 

2. 

die freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährdet; 
hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen 
die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er 
einer Vereinigung angehört oder angehört 
hat, die den Terrorismus unterstützt oder er 
eine derartige Vereinigung unterstützt oder 
unterstützt hat oder er eine in § 89a Absatz 
1 des Strafgesetzbuchs bezeichnete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat nach 
§ 89a Absatz 2 des Strafgesetzbuchs 
vorbereitet oder vorbereitet hat, es sei 
denn, der Ausländer nimmt erkennbar und 
glaubhaft von seinem 
sicherheitsgefährdenden Handeln Abstand, 

 

2. 

die freiheitliche demokratische 
Grundordnung oder die Sicherheit der 
Bundesrepublik Deutschland gefährdet; 
hiervon ist auszugehen, wenn Tatsachen 
die Schlussfolgerung rechtfertigen, dass er 
einer Vereinigung angehört oder angehört 
hat, die den Terrorismus unterstützt oder er 
eine derartige Vereinigung unterstützt oder 
unterstützt hat oder er eine in § 89a Absatz 
1 des Strafgesetzbuchs bezeichnete 
schwere staatsgefährdende Gewalttat 
terroristische Straftat nach § 89a Absatz 2 
des Strafgesetzbuchs vorbereitet oder 
vorbereitet hat, es sei denn, der Ausländer 
nimmt erkennbar und glaubhaft von seinem 
sicherheitsgefährdenden Handeln Abstand, 

 

(…) (…) 

 

§ 100a StPO-alt § 100a StPO-neu 

Telekommunikationsüberwachung Telekommunikationsüberwachung 

(…) (…) 

(2) Schwere Straftaten im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 sind: 

 

(2) Schwere Straftaten im Sinne des 
Absatzes 1 Nr. 1 sind: 

 

1. 

aus dem Strafgesetzbuch: 

 

1. 

aus dem Strafgesetzbuch: 

 

a) 

Straftaten des Friedensverrats, des 
Hochverrats und der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates sowie des 

a) 

Straftaten des Friedensverrats, des 
Hochverrats und der Gefährdung des 
demokratischen Rechtsstaates sowie des 
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Landesverrats und der Gefährdung der 
äußeren Sicherheit nach den §§ 80a bis 82, 
84 bis 86, 87 bis 89a, 89c Absatz 1 bis 4, 
94 bis 100a, 

 

Landesverrats und der Gefährdung der 
äußeren Sicherheit nach den §§ 80a bis 82, 
84 bis 86, 87 bis 89a, 89c Absatz 1 bis 4 
und 8, 94 bis 100a, 

 

(…) (…) 

 

§ 100b StPO-alt § 100b StPO-neu 

Online-Durchsuchung Online-Durchsuchung 

(…) (…) 

(2) Besonders schwere Straftaten im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 1 sind: 

(2) Besonders schwere Straftaten im Sinne 
des Absatzes 1 Nummer 1 sind: 

1. 

aus dem Strafgesetzbuch: 

1. 

aus dem Strafgesetzbuch: 

a) 

Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates sowie des Landesverrats 
und der Gefährdung der äußeren Sicherheit 
nach den §§ 81, 82, 89a, 89c Absatz 1 bis 
4, nach den §§ 94, 95 Absatz 3 und § 96 
Absatz 1, jeweils auch in Verbindung mit § 
97b, sowie nach den §§ 97a, 98 Absatz 1 
Satz 2, § 99 Absatz 2 und den §§ 100, 100a 
Absatz 4, 

a) 

Straftaten des Hochverrats und der 
Gefährdung des demokratischen 
Rechtsstaates sowie des Landesverrats 
und der Gefährdung der äußeren Sicherheit 
nach den §§ 81, 82, 89a Absatz 1 bis 7, 
89c Absatz 1 bis 4 sowie Absatz 3 und 4, 
wenn es sich um eine Tat nach Absatz 1 
handelt, nach den §§ 94, 95 Absatz 3 und 
§ 96 Absatz 1, jeweils auch in Verbindung 
mit § 97b, sowie nach den §§ 97a, 98 
Absatz 1 Satz 2, § 99 Absatz 1 2 und den 
§§ 100, 100a Absatz 4, 

(…) (…) 

 

§ 103 StPO-alt § 103 StPO-neu 

Durchsuchung bei anderen Personen Durchsuchung bei anderen Personen 

(1) Bei anderen Personen sind 
Durchsuchungen nur zur Ergreifung des 
Beschuldigten oder zur Verfolgung von 
Spuren einer Straftat oder zur 
Beschlagnahme bestimmter Gegenstände 
und nur dann zulässig, wenn Tatsachen 
vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß 
die gesuchte Person, Spur oder Sache sich 
in den zu durchsuchenden Räumen 
befindet. Zum Zwecke der Ergreifung eines 

(1) Bei anderen Personen sind 
Durchsuchungen nur zur Ergreifung des 
Beschuldigten oder zur Verfolgung von 
Spuren einer Straftat oder zur 
Beschlagnahme bestimmter Gegenstände 
und nur dann zulässig, wenn Tatsachen 
vorliegen, aus denen zu schließen ist, daß 
die gesuchte Person, Spur oder Sache sich 
in den zu durchsuchenden Räumen 
befindet. Zum Zwecke der Ergreifung eines 
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Beschuldigten, der dringend verdächtig ist, 
eine Straftat nach § 89a oder § 89c Absatz 
1 bis 4 des Strafgesetzbuchs oder nach § 
129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 
1, des Strafgesetzbuches oder eine der in 
dieser Vorschrift bezeichneten Straftaten 
begangen zu haben, ist eine Durchsuchung 
von Wohnungen und anderen Räumen 
auch zulässig, wenn diese sich in einem 
Gebäude befinden, von dem auf Grund von 
Tatsachen anzunehmen ist, daß sich der 
Beschuldigte in ihm aufhält. 

Beschuldigten, der dringend verdächtig ist, 
eine Straftat nach § 89a oder § 89c Absatz 
1 bis 4 und 8 des Strafgesetzbuches oder 
nach § 129a, auch in Verbindung mit § 
129b Abs. 1, des Strafgesetzbuches oder 
eine der in dieser Vorschrift bezeichneten 
Straftaten begangen zu haben, ist eine 
Durchsuchung von Wohnungen und 
anderen Räumen auch zulässig, wenn 
diese sich in einem Gebäude befinden, von 
dem auf Grund von Tatsachen anzunehmen 
ist, daß sich der Beschuldigte in ihm aufhält. 

(…) (…) 

 

§ 111 StPO-alt § 111 StPO-neu 

Errichtung von Kontrollstellen an 
öffentlich zugänglichen Orten 

Errichtung von Kontrollstellen an 
öffentlich zugänglichen Orten 

(1) Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, daß eine Straftat nach § 89a oder 
§ 89c Absatz 1 bis 4 des Strafgesetzbuchs 
oder nach § 129a, auch in Verbindung mit § 
129b Abs. 1, des Strafgesetzbuches, eine 
der in dieser Vorschrift bezeichneten 
Straftaten oder eine Straftat nach § 250 
Abs. 1 Nr. 1 des Strafgesetzbuches 
begangen worden ist, so können auf 
öffentlichen Straßen und Plätzen und an 
anderen öffentlich zugänglichen Orten 
Kontrollstellen eingerichtet werden, wenn 
Tatsachen die Annahme rechtfertigen, daß 
diese Maßnahme zur Ergreifung des Täters 
oder zur Sicherstellung von Beweismitteln 
führen kann, die der Aufklärung der Straftat 
dienen können. An einer Kontrollstelle ist 
jedermann verpflichtet, seine Identität 
feststellen und sich sowie mitgeführte 
Sachen durchsuchen zu lassen. 

(1) Begründen bestimmte Tatsachen den 
Verdacht, daß eine Straftat nach § 89a oder 
§ 89c Absatz 1 bis 4 und 8, auch in 
Verbindung mit § 129b Abs. 1, des 
Strafgesetzbuches, eine der in dieser 
Vorschrift bezeichneten Straftaten oder eine 
Straftat nach § 250 Abs. 1 Nr. 1 des 
Strafgesetzbuches begangen worden ist, so 
können auf öffentlichen Straßen und 
Plätzen und an anderen öffentlich 
zugänglichen Orten Kontrollstellen 
eingerichtet werden, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, daß diese 
Maßnahme zur Ergreifung des Täters oder 
zur Sicherstellung von Beweismitteln führen 
kann, die der Aufklärung der Straftat dienen 
können. An einer Kontrollstelle ist 
jedermann verpflichtet, seine Identität 
feststellen und sich sowie mitgeführte 
Sachen durchsuchen zu lassen. 

(…) (…) 

 

§ 112a StPO-alt § 112a StPO-neu 

Haftgrund der Wiederholungsgefahr Haftgrund der Wiederholungsgefahr 

(1) Ein Haftgrund besteht auch, wenn der 
Beschuldigte dringend verdächtig ist, 

 

(1) Ein Haftgrund besteht auch, wenn der 
Beschuldigte dringend verdächtig ist, 

 



 

26 
 

(…) (…) 

2. 

wiederholt oder fortgesetzt eine die 
Rechtsordnung schwerwiegend 
beeinträchtigende Straftat nach den §§ 89a, 
89c Absatz 1 bis 4, nach § 125a, nach den 
§§ 224 bis 227, nach den §§ 243, 244, 249 
bis 255, 260, nach § 263, nach den §§ 306 
bis 306c oder § 316a des 
Strafgesetzbuches oder nach § 29 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 10 oder Abs. 3, § 29a 
Abs. 1, § 30 Abs. 1, § 30a Abs. 1 des 
Betäubungsmittelgesetzes oder nach § 4 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a des Neue-
psychoaktive-Stoffe-Gesetzes 

begangen zu haben, und bestimmte 
Tatsachen die Gefahr begründen, daß er 
vor rechtskräftiger Aburteilung weitere 
erhebliche Straftaten gleicher Art begehen 
oder die Straftat fortsetzen werde, die Haft 
zur Abwendung der drohenden Gefahr 
erforderlich und in den Fällen der Nummer 
2 eine Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr zu erwarten ist. In die Beurteilung des 
dringenden Verdachts einer Tatbegehung 
im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 sind auch 
solche Taten einzubeziehen, die 
Gegenstand anderer, auch rechtskräftig 
abgeschlossener, Verfahren sind oder 
waren. 

2. 

wiederholt oder fortgesetzt eine die 
Rechtsordnung schwerwiegend 
beeinträchtigende Straftat nach den §§ 89a 
Absatz 1 bis 7, 89c Absatz 1 bis 4 sowie 
Absatz 3 und 4, soweit es sich um eine 
Tat nach Absatz 1 handelt, nach § 125a, 
nach den §§ 224 bis 227, nach den §§ 243, 
244, 249 bis 255, 260, nach § 263, nach 
den §§ 306 bis 306c oder § 316a des 
Strafgesetzbuches oder nach § 29 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 1, 10 oder Abs. 3, § 29a 
Abs. 1, § 30 Abs. 1, § 30a Abs. 1 des 
Betäubungsmittelgesetzes oder nach § 4 
Absatz 3 Nummer 1 Buchstabe a des Neue-
psychoaktive-Stoffe-Gesetzes 

begangen zu haben, und bestimmte 
Tatsachen die Gefahr begründen, daß er 
vor rechtskräftiger Aburteilung weitere 
erhebliche Straftaten gleicher Art begehen 
oder die Straftat fortsetzen werde, die Haft 
zur Abwendung der drohenden Gefahr 
erforderlich und in den Fällen der Nummer 
2 eine Freiheitsstrafe von mehr als einem 
Jahr zu erwarten ist. In die Beurteilung des 
dringenden Verdachts einer Tatbegehung 
im Sinne des Satzes 1 Nummer 2 sind auch 
solche Taten einzubeziehen, die 
Gegenstand anderer, auch rechtskräftig 
abgeschlossener, Verfahren sind oder 
waren. 

(…) (…) 

 

§ 443 StPO-alt § 443 StPO-neu 

Vermögensbeschlagnahme Vermögensbeschlagnahme 

(1) Das im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befindliche Vermögen oder 
einzelne Vermögensgegenstände eines 
Beschuldigten, gegen den wegen einer 
Straftat nach 

 

(1) Das im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befindliche Vermögen oder 
einzelne Vermögensgegenstände eines 
Beschuldigten, gegen den wegen einer 
Straftat nach 

 

1. 

den §§ 81 bis 83 Abs. 1, § 89a oder § 89c 
Absatz 1 bis 4, den §§ 94 oder 96 Abs. 1, 
den §§ 97a oder 100, den §§ 129 oder 

1. 

den §§ 81 bis 83 Abs. 1, § 89a oder § 89c 
Absatz 1 bis 4 und 8, den §§ 94 oder 96 
Abs. 1, den §§ 97a oder 100, den §§ 129 
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129a, auch in Verbindung mit § 129b Abs. 
1, des Strafgesetzbuches, 

 

oder 129a, auch in Verbindung mit § 129b 
Abs. 1, des Strafgesetzbuches, 

 

(…) (…) 

 

§ 12a ZollVG-alt § 12a ZollVG-neu 

Überwachung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs mit 

Barmitteln und gleichgestellten 
Zahlungsmitteln 

Überwachung des 
grenzüberschreitenden Verkehrs mit 

Barmitteln und gleichgestellten 
Zahlungsmitteln 

(…) (…) 

(7) Werden Barmittel oder gleichgestellte 
Zahlungsmittel sowie die zugehörigen 
Behältnisse und Umschließungen in den, 
aus dem oder durch den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht, können die 
Zollbediensteten diese bis zu 30 Tage nach 
dem Auffinden sicherstellen und in 
zollamtliche Verwahrung nehmen, um die 
Herkunft oder den Verwendungszweck 
aufzuklären, wenn 

 

(7) Werden Barmittel oder gleichgestellte 
Zahlungsmittel sowie die zugehörigen 
Behältnisse und Umschließungen in den, 
aus dem oder durch den Geltungsbereich 
dieses Gesetzes verbracht, können die 
Zollbediensteten diese bis zu 30 Tage nach 
dem Auffinden sicherstellen und in 
zollamtliche Verwahrung nehmen, um die 
Herkunft oder den Verwendungszweck 
aufzuklären, wenn 

 

(…) (…) 

3. 

Grund zu der Annahme besteht, dass die 
Barmittel oder gleichgestellten 
Zahlungsmittel 

a) 

zum Zweck der Geldwäsche nach § 261 
des Strafgesetzbuchs, 

b) 

zum Zweck der Terrorismusfinanzierung 
nach § 89a Absatz 2a, § 89c des 
Strafgesetzbuchs, 

 

3. 

Grund zu der Annahme besteht, dass die 
Barmittel oder gleichgestellten 
Zahlungsmittel 

a) 

zum Zweck der Geldwäsche nach § 261 
des Strafgesetzbuchs, 

b) 

zum Zweck der Terrorismusfinanzierung 
nach § 89a Absatz 2a, § 89c des 
Strafgesetzbuchs, 

 

(…) (…) 

 

§ 123 GWB-alt § 123 GWB-neu 

Zwingende Ausschlussgründe Zwingende Ausschlussgründe 
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(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, 
wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 
dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen 
einer Straftat nach: 

 

(1) Öffentliche Auftraggeber schließen ein 
Unternehmen zu jedem Zeitpunkt des 
Vergabeverfahrens von der Teilnahme aus, 
wenn sie Kenntnis davon haben, dass eine 
Person, deren Verhalten nach Absatz 3 
dem Unternehmen zuzurechnen ist, 
rechtskräftig verurteilt oder gegen das 
Unternehmen eine Geldbuße nach § 30 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
rechtskräftig festgesetzt worden ist wegen 
einer Straftat nach: 

 

(…) (…) 

2. 

§ 89c des Strafgesetzbuchs 
(Terrorismusfinanzierung) oder wegen der 
Teilnahme an einer solchen Tat oder wegen 
der Bereitstellung oder Sammlung 
finanzieller Mittel in Kenntnis dessen, dass 
diese finanziellen Mittel ganz oder teilweise 
dazu verwendet werden oder verwendet 
werden sollen, eine Tat nach § 89a Absatz 
2 Nummer 2 des Strafgesetzbuchs zu 
begehen, 

 

2. 

§ 89c des Strafgesetzbuchs 
(Terrorismusfinanzierung) oder wegen der 
Teilnahme an einer solchen Tat oder 
wegen der Bereitstellung oder 
Sammlung finanzieller Mittel in Kenntnis 
dessen, dass diese finanziellen Mittel 
ganz oder teilweise dazu verwendet 
werden oder verwendet werden sollen, 
eine Tat nach § 89a Absatz 2 Nummer 2 
des Strafgesetzbuchs zu begehen, 

 

(…) (…) 

 

§ 5 WaffG-alt § 5 WaffG-neu 

Zuverlässigkeit Zuverlässigkeit 

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzen Personen nicht 

 

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzen Personen nicht 

 

1. die rechtskräftig verurteilt worden sind 1. die rechtskräftig verurteilt worden sind 

(…) (…) 

c) zu einer Freiheitsstrafe oder Geldstrafe 
von mindestens 90 Tagessätzen wegen 
einer Straftat nach den §§ 80a, 83 Absatz 2, 
§ 84 Absatz 1 bis 3, § 85 Absatz 1 Satz 1 
und Absatz 2, § 87 Absatz 1, § 88 Absatz 1, 
§ 89 Absatz 1, § 89a Absatz 1 bis 3, § 89b 
Absatz 1, § 89c Absatz 1 und 2, § 91 
Absatz 1, § 95 Absatz 1, § 96 Absatz 2 oder 
§ 97b des Strafgesetzbuches, nach § 98 

zu einer Freiheitsstrafe oder Geldstrafe von 
mindestens 90 Tagessätzen wegen einer 
Straftat nach den §§ 80a, 83 Absatz 2, § 84 
Absatz 1 bis 3, § 85 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2, § 87 Absatz 1, § 88 Absatz 1, § 
89 Absatz 1, § 89a Absatz 1 bis 3, § 89b 
Absatz 1, § 89c Absatz 1 und 2, § 91 
Absatz 1, § 95 Absatz 1, § 96 Absatz 2 oder 
§ 97b des Strafgesetzbuches, nach § 98 
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des Strafgesetzbuches, soweit nicht ein Fall 
des § 98 Absatz 2 des Strafgesetzbuches 
vorliegt, nach § 99 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuches, soweit nicht ein Fall des 
§ 99 Absatz 3 des Strafgesetzbuches 
vorliegt, nach § 100 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 4 des Strafgesetzbuches oder 
nach den §§ 129, § 129a Absatz 3 und 5 
des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung 
mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 

des Strafgesetzbuches, soweit nicht ein Fall 
des § 98 Absatz 2 des Strafgesetzbuches 
vorliegt, nach § 99 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuches, soweit nicht ein Fall des 
§ 99 Absatz 3 4 des Strafgesetzbuches 
vorliegt, nach § 100 Absatz 1 in Verbindung 
mit Absatz 4 des Strafgesetzbuches oder 
nach den §§ 129, § 129a Absatz 3 und 5 
des Strafgesetzbuches, auch in Verbindung 
mit § 129b Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 

(…) (…) 

 

§ 8a SprengG-alt § 8a SprengG-neu 

Zuverlässigkeit Zuverlässigkeit 

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzen Personen nicht 

 

(1) Die erforderliche Zuverlässigkeit 
besitzen Personen nicht 

 

1. die rechtskräftig verurteilt worden sind 1. die rechtskräftig verurteilt worden sind 

(…) (…) 

zu einer Freiheitsstrafe oder Geldstrafe von 
mindestens 90 Tagessätzen wegen einer 
Straftat nach den §§ 80a, 83 Absatz 2, § 84 
Absatz 1 bis 3, § 85 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2, § 87 Absatz 1, § 88 Absatz 1, § 
89 Absatz 1, § 89a Absatz 1 bis 3, § 89b 
Absatz 1, § 89c Absatz 1 und 2, § 91 
Absatz 1, § 95 Absatz 1, § 96 Absatz 2, § 
97b, nach § 98 des Strafgesetzbuches, 
soweit nicht ein Fall des § 98 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuches vorliegt, nach § 99 
Absatz 2 des Strafgesetzbuches, soweit 
nicht ein Fall des § 99 Absatz 3 des 
Strafgesetzbuches vorliegt, nach § 100 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 des 
Strafgesetzbuches, nach den §§ 129, 129a 
Absatz 3 und 5 des Strafgesetzbuches, 
jeweils auch in Verbindung mit § 129b 
Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 

zu einer Freiheitsstrafe oder Geldstrafe von 
mindestens 90 Tagessätzen wegen einer 
Straftat nach den §§ 80a, 83 Absatz 2, § 84 
Absatz 1 bis 3, § 85 Absatz 1 Satz 1 und 
Absatz 2, § 87 Absatz 1, § 88 Absatz 1, § 
89 Absatz 1, § 89a Absatz 1 bis 3, § 89b 
Absatz 1, § 89c Absatz 1 und 2, § 91 
Absatz 1, § 95 Absatz 1, § 96 Absatz 2, § 
97b, nach § 98 des Strafgesetzbuches, 
soweit nicht ein Fall des § 98 Absatz 2 des 
Strafgesetzbuches vorliegt, nach § 99 
Absatz 2 des Strafgesetzbuches, soweit 
nicht ein Fall des § 99 Absatz 3 4 des 
Strafgesetzbuches vorliegt, nach § 100 
Absatz 1 in Verbindung mit Absatz 4 des 
Strafgesetzbuches, nach den §§ 129, 129a 
Absatz 3 und 5 des Strafgesetzbuches, 
jeweils auch in Verbindung mit § 129b 
Absatz 1 des Strafgesetzbuches, 

(…) (…) 

 


